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Antrag 
der Abgeordneten Frau Eid und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Keine Hermesbürgschaften für Südafrika-Geschäfte 

Trotz weltweiter Forderungen nach Verschärfung der Sanktionen 
gegenüber Südafrika setzt die Bundesregierung unbeirrt ihre Poli-
tik der Exportförderung bezüglich Südafrikas durch Hermesbürg-
schaften fort. 

Das Gesamt-Obligo der Ausfuhrgewährleistungen nach Südafrika 
beläuft sich auf inzwischen ca. 6 Milliarden DM. 

Jede weitere Gewährung von Hermesbürgschaften für Südafrika-
Geschäfte stärkt das südafrikanische Apartheidsystem und 
schwächt die Opposition. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Indeckungnahme von 
Ausfuhrgeschäften nach Südafrika mit sofortiger Wirkung einzu-
stellen. 

Bonn, den 17. Mai 1988 

Frau Eid, 
Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 




